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An den Herrn 
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Betr.: Zinssatz der 1. Hypotheken für den Wohnungsbau 

Bezug: Entschließung des Deutsdien Bundestages vom 

28. März 1950 zu Teil I des Ersten Wohnungsbau- 
gesetzes - Nrn. 567, 703 der Drucksachen - 


Tn meinem Bericht vom 6. November 1950 zu der obigen Entschließung des 
Deutschen Bundestages - Nr. 1578 der Drucksachen - liatte ich um Fristver- 
längerung für die Einreichung des al)sch ließen den Berichts der ITundesregie- 
riing bis zum 15. Januar dieses Jahres gebeten. Im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Wirtschaft und dem Herrn Bundesminister für 
Wohnungsbau erlaube ich mir nunmehr zu der Ihitschließung des l^eutscTien 
Bundestages abschließend folgendes zu berichten: 

1. Tn der Zwischenzeit sind weitere Verhandlungen sowohl mit den Herren 
Finanzmiuisterri der Länder als auch mit den S[)itzenverT)änden der Kapital- 
.saminelstellen und mit Abgeordneten des Deutschen Bundestages, insbesondere 
mit dem inzwisdieu verstoiEenen Herrn Abgeordneten Klabuiide, über die 
Vorsdiläge zum Ankauf von Ausgleichsforderungen der Kapitalsammelstellen 
durch die öffentliche Hand zwecks Gewährung zinsverbilligter erster Hypo- 
theken für den Wohnungsbau sowie über eine etwaige Zahlung von Zins- 
zuschüssen aus Haushaltsmitteln an die Hypotliekeninstitute geführt worden 
(zu vgl. Ziffer 5 meines Berichts vom 6. November 1950). Diese Verhand- 
lungen haben jedoch angesichts der jüngsten Entwicklung der allgemeinen 
Wirtschafts- und TÜnanzlage und iusT^esoiidere im Hinblick auf die zur Zeit 
schwebenden Erörterungen über die Frage einer Heran fset zu ng der 
Zinssätze für langfristige Anlagen zu keinem Ergebnis geführt. 

2. Die Bundesregierung hat in ihrem Memorandum an die OEEC vom 
27. November 1950 über Maßnahmen zur Verbesserung der deutsdien Zahlungs- 
bilanz zum Ausdruck gebracht, daß ein wesentlidier Beitrag zur Lösung der 
investitions- und kapitalmarktpolitischen Aufgaben in einer Heraufsetzung 
des Zinsfußes für langfristige Geldanlagen liegen könne. Die Voraussetzungen 
für eine derartige Ziuserhöhung, die eine entsprechende verstärkte Belastung 
der Schuldner auslösen würde, wären allerdings: 

a) eine Aufhebung oder Lockerung der zur Zeit bestehenden Erlöspreis- 
binduugen in volkswirtschaftlidi widitigen Bereichen, in denen eine 
unzureichende Reiitalnlität gegenwärtig die Tragung erhöhter Zinsen 
nicht gestattet (z. B. Kohlenbergbau, Wohnungsbau, Versorgungswirt- 
schaft, Landwirtschaft). 
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b) die Vermeidung einer Erschütterung des Vertrauens derjenigen Sparer, 
die Wertpapiere zu niedrigen Zinssätzen erworben haben; es müßte 
also eine Heraufkonvertierung früherer Emissionen vorgenommen 
werden. 

Abschließend hat die Bundesregierung betont, daß diese Voraussetzungen 
für eine Erliölumg der Zinssätze für langfristige Geldanlagen durch vielseitige 
und langwierige Arbeiten der gesetzgebenden Kör|)ers(haften gesdiaffeu werden 
müßten. 

3. Tn Verfolg dieser Stellungnahme der Bundesregierung finden zur Zeit 
eingehende Verhandlungen mit den beteiligten Bundesressorts und den 
interessierten Kreisen der Wirtschaft, insbesondere den S|)itzenverbänden 
der Wolmungswirtschaft und der Kapitalsammelstellen, über die Frage der 
Zweckmäßigkeit einer Erhöhung der Zinssätze für fcstverzinslicTie Wertpapiere 
statt. Zur Vorbereitung der zu treffenden Entscheidung sind mehrere Aussciiüsse 
aus Vertretern der Bundesressorts und der interessierten Wirtschaftskreise 
gebildet worden, die sowohl die Kosten als auch die Auswirkungen einer 
etwaigen Ziriserliöhung in den verschiedenen volkswirtschaftlichen Bereichen, 
insl)esondere auf den Gebieten der Wohnungswirtscliaft, der Landwirtschaft, 
der Versorgungs Wirtschaft, der Industrie und der Kreditwirtschaft, prüfen 
sollen. Diesen Ausschüssen gehören unter anderem audi Vertreter der Spitzen- 
verhände der Kapitalsammel stellen an. 

4. Bei dieser Sachlage besteht nach meiner Auffassung, die von den anderen 
beteiligten Bundesministern geteilt wiid, zur Zeit keine Möglichkeit mehr zu 
weiteren Erörterungen und Verhandlungen mit den Herren Finanzministern 
der Länder und mit den SpitzenverbÜnden der Kapitalsammelstellen über 
Maßnahmen zur Zinsverbilligung der erststelligen Hypotheken für den 
Wohnungsbau auf einen niedrigeren, unter den gegenwärtigen Zinssätzen 
liegenden Stand. Im übrigen kann an einen etwaigen Einsatz von Haushalts- 
mitteln für den Ankauf von Ausgleiclisforderungen der Kapitalsammelstellen 
oder für eine Zinsverbilligung der erststelligeii Hypotheken für den Wohnungs- 
bau unter das gegenwärtige Zinsniveau in Anbetradit der äußerst ange- 
spannten Hauslialtslage des Bundes und der Länder ohnehin keinesfalls 
mehr gedadit werden. Idi darf annelimen, daß sidi auch der Deutsdie 
Bundestag angesidits der oben dargcl egten Lmstände dieser Auffassung 
anschließen wird. 

5. Sollte es nach Abschluß der gegenwärtig stattfindenden Erörterungen und 
Verhandlungen zu einer Erhöhung der Zinssätze für langfristige Geldanlagen 
kommen, so werden deren Auswirkungen auf die versdiiedenen volkswirt- 
sdiaf tlichen Bereiche im Zuge der Vorbereitung der dann notwendig werdenden 
gesetzgeberischen Maßnahmen im einzelnen mit den gesetzgebenden Körper- 
schaften des Bundes erörtert werden müssen. 


Sdiäffer 



